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PRESSEMITTEILUNG

WIR WUSSTEN, WAS WIR GEKAUFT HABEN

Das Gerichtsurteil bestätigt die Rechtmäßigkeit der Wohnnutzung auf touristisch 
genutztem Grund: ein wichtiger Schritt zur Verteidigung des Eigentumsrechts

Las Palmas de Gran Canaria, 9. Juli 2025.

Das jüngste Urteil des Verwaltungsgerichts Nr. 6 von Las Palmas, mit dem eine vom 

Tourismusministerium der Kanarischen Regierung gegen eine Eigentümerin verhängte 

Strafe wegen Nichtnutzung einer Wohnung für touristische Zwecke aufgehoben wurde, 

ist ein Meilenstein für die Anerkennung und Verteidigung des Eigentumsrechts und der 

rechtmäßigen Nutzung von Wohnraum auf den Kanarischen Inseln.

Aus dem Urteil geht hervor:

1. Die Nutzung zu Wohnzwecken war nie verboten

Die Richterin stellt klar, dass die Nutzung zu Wohnzwecken, sei es als Erst- oder 

Zweitwohnsitz, durch den geltenden Flächennutzungsplan (PGOU) von San Bartolomé 

de Tirajana nicht verboten ist. Wie aus dem Urteil hervorgeht, bestätigt das im 

Verfahren beigefügte Gutachten, dass in den Gebäudetypen der touristischen 

Küstenzone – Apartments, Ferienhäuser oder Bungalows – kein ausdrückliches Verbot 

der Wohnnutzung besteht. Tatsächlich erkennt Artikel 17 des PGOU diese Art der 

Nutzung ausdrücklich als „Zweitwohnsitz” an, was ihre städtebauliche Vereinbarkeit 

bestätigt.
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2. Der PGOU von San Bartolomé de Tirajana hat die Spezialisierung der Nutzungen 

nicht umgesetzt

Ein weiterer wichtiger Aspekt, den das Gericht hervorhebt, ist, dass der PGOU von San 

Bartolomé de Tirajana, der seit 1997 in Kraft ist, die Spezialisierung der Nutzungen in 

den touristischen Gebieten nicht umgesetzt hat, wie es Artikel 25 des Gesetzes 2/2013 

über die Erneuerung und Modernisierung des Tourismus auf den Kanarischen Inseln 

vorschreibt. Daher kann rechtlich nicht festgestellt werden, dass das betreffende 

Grundstück ausschließlich für touristische Zwecke ausgewiesen ist, geschweige denn, 

dass die Wohnnutzung an sich einen Verstoß darstellt.

3. Unmöglichkeit der rückwirkenden Anwendung des Gesetzes 2/2013

Das Urteil widerlegt auch die Sanktionsgrundlage auf der Grundlage des Gesetzes 

2/2013, das eine Verpflichtung zur touristischen Nutzung von Wohneinheiten 

vorschreibt. Die streitgegenständige Wohnung wurde 1968 erbaut, also lange vor 

Inkrafttreten dieses Gesetzes, aber auch vor Inkrafttreten des PGOU von 1997 und 

aller anderen Rechtsvorschriften, die ausschließlich die touristische Nutzung regeln 

sollten. Die rückwirkende Anwendung von Vorschriften, die Sanktionen für eine nie als 

rechtswidrig erklärte Nutzungsänderung vorsehen, verstößt gegen grundlegende 

Prinzipien wie den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit, der Rechtssicherheit und der 

Rechtsstaatlichkeit.

4. Die Nichtnutzung für touristische Zwecke stellt keinen Verstoß dar

Das Urteil stellt klar, dass das Fehlen einer aktiven touristischen Nutzung an sich 

keinen Verwaltungsverstoß darstellt. Ein Eigentümer kann nicht dafür bestraft werden, 

dass er keinen Betreiber beauftragt hat, und die bloße Existenz einer Wohnnutzung 

kann nicht als Verstoß angesehen werden, wenn sie nicht gegen ein ausdrückliches 

Planungsgebot verstößt.
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5. Sanktionsbeschlüsse müssen die Verfassungsgrundsätze beachten

Das Urteil erinnert daran, dass jedes Sanktionsverfahren auf eindeutigen und 

unbestreitbaren Beweisen beruhen und den in Artikel 25.1 der spanischen Verfassung 

verankerten Grundsatz der Gesetzmäßigkeit wahren muss. Im vorliegenden Fall wird 

festgestellt, dass keine vollständige Übereinstimmung zwischen den Tatsachen und 

der verhängten Sanktion besteht, weshalb diese aufzuheben ist.

Fazit

Wir von der Plattform der Betroffenen des Tourismusgesetzes (PALT) begrüßen diese 

Entscheidung als juristischen Sieg, aber auch als Akt der Gerechtigkeit gegenüber 

Hunderten von Eigentümern, die ihr legitimes Recht auf Nutzung ihrer Wohnungen als 

Wohnraum ausüben, ohne dass dies einen Verstoß darstellt.

Unsere Verteidigung basiert nicht nur auf dem Recht auf Eigentum, sondern auch auf 

der Notwendigkeit, ein integratives, gastfreundliches und langfristig nachhaltiges 

Tourismusmodell zu schützen. Wir lehnen jeden Versuch entschieden ab, legitime 

Nachbarn und Eigentümer aus ihren Wohnungen zu vertreiben, um ausschließlich 

Reiseveranstaltern oder wirtschaftlichen Interessen zu dienen, die nicht dem 

allgemeinen Interesse dienen.

Die PALT wird weiterhin die Rechte derjenigen verteidigen, die den Süden Gran 

Canarias zu ihrem ständigen oder saisonalen Wohnsitz gemacht haben, gegen die 

ungerechte und unverhältnismäßige Anwendung von Vorschriften, die, anstatt für 

Ordnung zu sorgen, Rechtsunsicherheit und soziale Entwurzelung schaffen.

Wir machen weiter: für das Recht auf Wohnen, für die Achtung der Rechtsstaatlichkeit 
und für
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einen Tourismus, der diejenigen nicht ausschließt, die ein wesentlicher Teil des 

Territoriums waren und sind.

Schließlich betonen wir erneut, dass das kürzlich verabschiedete Dekret 2/2025, das 

uns eine fiktive Situation der Illegalität anerkennen lässt, nutzlos ist, denn warum sollte 

ich um etwas bitten, das mir bereits zusteht?

Die PALT ist dankbar, dass wir weiterhin auf die Justiz vertrauen können, deren Richter 

Rechtsstreitigkeiten ohne Vorurteile analysieren und prüfen, um Gerechtigkeit zu üben 

und die Einhaltung unserer Verfassung zu gewährleisten.

Wir möchten auch dem gesamten Gemeinderat von San Bartolomé de Tirajana für die 

Genehmigung der Ausarbeitung der vorläufigen Verordnungen danken, mit denen die 

kompatiblen und konsolidierten Nutzungen geklärt werden sollen.

Und schließlich bitten wir die politischen Parteien, nicht für einige wenige zu regieren 

und den Artikel des Gesetzes 2/2013 aufzuheben, mit dem einige versucht haben, sich 

fremdes Eigentum anzueignen.

PALT-Richtlinie


